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Stellungnahme zum Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Tierschutzgesetzes  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Namen der Tierschutzorganisation PETA Deutschland e.V. bedanken wir uns für die Zusendung 
des Entwurfs und nehmen die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme sehr gerne wahr. 
 

PETA fordert die Verankerung des Personenstatus von Tieren im Grundgesetz und damit 
verbunden Grundrechte für Tiere, d.h. u.a. das Recht auf Leben, das Recht auf Freiheit, das Recht 
auf körperliche Unversehrtheit. Das Tierschutzgesetz ist in seiner jetzigen Form kein rechtlich 
potentes Instrument, um die Bedürfnisse und Interessen von Tieren in ausreichendem Maße zu 
schützen.  
 

Bis zu einer Verfassungsänderung vorgenommene Änderungen am Tierschutzgesetz können aber 
dazu beitragen, das Leiden der Tiere zumindest zu mildern.  
 
Zu § 4d 
Wir begrüßen die Einführung einer Videoüberwachung von Schlachtstätten. Damit diese wirksam 
wird und der Tierschutz beim Töten der Tiere sichergestellt werden kann, müssen die Aufnahmen 
allerdings unter Zuhilfenahme von KI-gestützten Verfahren und zusätzlich von unabhängigen 
Expert:innen ausgewertet werden können sowie auch anerkannten Tierschutzorganisationen zur 
Verfügung gestellt werden. Durch diese Maßnahmen kann der allgemeinhin bekannten 
Überlastung von Tierärzt:innen in den Behörden entgegengewirkt und eine lückenlose 
Auswertung der Videoaufnahmen gewährleistet werden. Zudem würde sich die gesellschaftliche 
Akzeptanz der Maßnahme erhöhen.  
 

Die in § 4d (2) vorgesehene Ausnahme von der Videoüberwachung für Schlachtstätten, die keinen 
Tierschutzbeauftragten benennen müssen / unter 1000 GVE oder unter 150.000 gefiederte Tiere 
oder Kaninchen jährlich töten, lehnen wir ab. Zahlreiche erschütternde Dokumentationen von 

mailto:321@bmleh.bund.de



